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Das Rehabilitations- und Teilhaberecht 
ist in ständiger Bewegung. Die anhal-
tend großen Herausforderungen bedin-
gen nachhaltige Veränderungen. Antrieb 
liefern nicht nur die Gesetzgebung und 
vor allem nicht nur das in ersten Teilen 
bereits in Kraft getretene Bundesteilha-
begesetz (BTHG). Maßgebliche Impulse 
geben natürlich auch die an Rehabilita-
tion Beteiligten, die Teilhabeforschung 
sowie die Rechtsprechung. Das vorlie-
gende Heft greift aus der Breite jüngs-
ter Entwicklungen unterschiedliche As-
pekte auf und will sie für die vielfältig 
zusammengesetzte Leserschaft erläu-
tern, kritisch kommentieren und hin-
sichtlich verfolgter Ziele und erreichter 
Wirkungen reflektieren. 

Steffen Luik gibt einen Überblick, 
wann durch das BTHG welche Ände-
rungen im Rehabilitations- und Teilha-
berecht wirksam werden. Er spricht vor 
allem die Änderungen in der Einkom-
mens- und Vermögensanrechnung so-
wie die komplexen Vorschriften zur Ko-
ordinierung und Teilhabeplanung an. 
Kritisch setzt er sich mit der besonders 
umstrittenen Regelung des § 99 SGB IX 
n.F. auseinander. 

Die im ersten Schritt bereits wirksam 
gewordenen Änderungen im Schwerbe-
hindertenrecht werden von den Autoren 
Wolfhard Kohte und Matthias Liebsch 
praxisnah und unter Einbeziehung bis-
heriger Rechtsprechung erläutert. Be-
sonderes Augenmerk erfährt die neue 
Unwirksamkeitsklausel in § 95 Abs. 2 
Satz 3 SGB IX bei der Kündigung ei-
nes schwerbehinderten Beschäftigten. 

Für Beschäftigte in Werkstätten sind 
mit den Neuerungen in der Werkstät-
ten-Mitwirkungsverordnung die Betei-
ligungsrechte verbessert worden. Hier-
mit wie auch mit der ebenso eingeführ-
ten Frauenbeauftragten setzt sich Sabine 
Wendt auseinander. 

Die Integrationsfachdienste (IFD) 
spielen eine wichtige Rolle für gelingen-
de Integrationsprozesse. Die IFD sind 
zugleich in ihrer Beauftragung und da-
mit in ihren Aktivitäten von den Zu-
ständigkeiten der Integrationsämter 
und der Rehabilitationsträger abhängig. 
Mit ihrem historischen Überblick berei-
tet Renate Bieritz-Harder eine verlässli-
che Grundlage für eine kritische Analy-
se gegenwärtiger Gestaltungsoptionen.

In zwei Interviews kommen Exper-
tInnen der Praxis zu Wort. Stefanie 
Heyer skizziert das Konzept der Reha-
bilitation psychisch Kranker (RPK). Sie 
erläutert die Vorzüge der RPK-Dienste 
und Einrichtungen, die als Leistungser-
bringer sowohl medizinische Rehabili-
tationsmaßnahmen als auch Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben aus einer 
Hand bieten und damit gute praktische 
Erfahrungen mit Betrieben vor Ort ge-
macht haben. In der Rubrik „11 Fra-
gen“ stellt sich Ernst-Christoph Römer 
verschiedenen Fragen zum BTHG. Er 
spricht vom Paradigmenwechsel, weist 
aber auch auf Schwächen der Reform hin. 
Als problematisch hebt er hervor, dass 
Menschen mit kognitiven Beeinträch-
tigungen ihre Rechte oft nicht selbst-
bestimmt wahrnehmen können. Auch 
habe sich die Situation für Beschäftig-
te in Werkstätten für behinderte Men-
schen nur minimal verbessert.

Aus der aktuellen Rechtsprechung 
werden eine sozialrechtliche und eine 
betreuungsrechtliche Entscheidung be-
sprochen. Claudia Beetz erläutert ei-
nen Beschluss des Verwaltungsgerichts 
Darmstadt. Ein Einrichtungsträger der 
Jugend- und Sozialhilfe begehrte einst-
weiligen Rechtsschutz gegen ein Umset-
zungskonzept, durch welches Schulas-
sistenzleistungen in einer Weise regu-
liert wurden, dass es Leistungserbringer 
von der Möglichkeit ihrer Dienstleistung 
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gänzlich ausschloss und damit zugleich 
Leistungsberechtigten die Ausübung ih-
res Wunsch- und Wahlrechtes ganz mas-
siv beschnitt. Die Autorinnen Patricia 
Platt und Cindy Schimank besprechen 
eine Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zur ärztlichen Zwangsbe-
handlung. Während es für freiheitsent-
ziehend untergebrachte Betreute mit 
§ 1906 Abs. 3 BGB eine gesetzliche Re-
gelung zur ärztlichen Zwangsbehand-
lung in Ausnahmefällen gibt, fehlt es an 
einer gesetzlichen Regelung für Perso-
nen, die nicht freiheitsentziehend un-
tergebracht sind. Sowohl die Gründe, 
warum hierin eine verfassungswidrige 
Schutzlücke gesehen wird, als auch die 
Vorgaben für ein zu regelndes Verfah-
ren werden kritisch beleuchtet. 

Anfang März fand in Kassel die in-
ternationale Tagung „Das Recht auf Ar-
beit für Menschen mit Behinderungen 
− Internationale Perspektiven“ statt. 
Namhafte ExpertInnen und Teilneh-
merInnen verschiedener Länder und 
Kulturkreise diskutierten über Art. 27 
UN-BRK. Zu den Themen zählten u.a. 
geschützte Arbeitsverhältnisse und die 
Entlohnung in diesen, Return to Work-
Konzepte und Anforderungen an gelin-
gende Wiedereingliederungen sowie die 
Umsetzung angemessener Vorkehrun-
gen im Ländervergleich. Mit ihrem Ta-
gungsbericht eröffnen Angelice Falk und 
Cindy Schimank auch in dieser Ausgabe 
die internationale Perspektive. 

Die übrigen Inhalte, insbesondere 
die Auswahl in der Rechtsprechungs-
übersicht und in der Infothek, liefern 
hoffentlich in gleicher Weise anregen-
de Informationen über das aktuelle Ge-
schehen. Anmerkungen und Hinweise 
nehmen wir gern auf.

Andreas Weber
Katja Nebe

editorial
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